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Liebe Mandanten,
jeder von uns arbeitet an seiner ganz  
persönlichen Erfolgsstory. Und die nur mit 
einer eintönigen grauen Graphitmine zu 
schreiben ist doch nicht genug, da sollte 
schon auch hier und da etwas Farbe mit 
hinein. Natürlich hat auch der Bleistift seinen 
Platz, nämlich dann, wenn präzise und ohne 
jeden Schreibfehler gearbeitet werden muss. 
Aber das Leben ist einfach zu vielfältig für 
Einheitsgrau, schließlich sollte unsere per-
sönliche Geschichte entsprechend bunt sein. 
Und für alles, was mit spitzem Stift und milli-
metergenau sein muss, sind wir für Sie da.
 
Herzlichst
Ihr Team Schild und Partner
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T E R M I N E  U N D  A L L G E M E I N E S

Termine Juli 2019

Bitte beachten Sie die folgenden Termine, zu denen die Steuern und Sozialversicherungsbeiträ-
ge fällig werden:

¹ Umsatzsteuervoranmeldungen und Lohnsteueranmeldungen müssen grundsätzlich bis zum 10. des dem Anmeldungszeitraum folgenden Mo-
nats (auf elektronischem Weg) abgegeben werden. Fällt der 10. auf einen Samstag, Sonntag oder Feiertag, ist der nächste Werktag der Stichtag. 
Bei einer Säumnis der Zahlung bis zu drei Tagen werden keine Säumniszuschläge erhoben. Eine Überweisung muss so frühzeitig erfolgen, dass 
die Wertstellung auf dem Konto des Finanzamts am Tag der Fälligkeit erfolgt.

² Bei Zahlung durch Scheck ist zu beachten, dass die Zahlung erst drei Tage nach Eingang des Schecks beim Finanzamt als erfolgt gilt. Es sollte 
stattdessen eine Einzugsermächtigung erteilt werden.

³ Für den abgelaufenen Monat, bei Vierteljahreszahlern für das abgelaufene Kalendervierteljahr.

⁴ Für den abgelaufenen Monat, bei Dauerfristverlängerung für den vorletzten Monat, bei Vierteljahreszahlern ohne Dauerfristverlängerung für 
das abgelaufene Kalendervierteljahr.

⁵ Die Sozialversicherungsbeiträge sind einheitlich am drittletzten Bankarbeitstag des laufenden Monats fällig. Um Säumniszuschläge zu vermei-
den, empfiehlt sich das Lastschriftverfahren. Bei allen Krankenkassen gilt ein einheitlicher Abgabetermin für die Beitragsnachweise. Diese müssen 
der jeweiligen Einzugsstelle bis spätestens zwei Arbeitstage vor Fälligkeit (d. h. am 25.07.2019, 0 Uhr) vorliegen. Regionale Besonderheiten bzgl. 
der Fälligkeiten sind ggf. zu beachten. Wird die Lohnbuchführung durch extern Beauftragte erledigt, sollten die Lohn- und Gehaltsdaten etwa 
zehn Tage vor dem Fälligkeitstermin an den Beauftragten übermittelt werden. Dies gilt insbesondere, wenn die Fälligkeit auf einen Montag oder 
auf einen Tag nach Feiertagen fällt.

Steuerart Fälligkeit Ende der Schonfrist bei Zahlung durch

Überweisung¹ Scheck²

Lohnsteuer, Kirchensteu-
er, Solidaritätszuschlag³ 10.07.2019 15.07.2019 05.07.2019

Kapitalertragsteuer,  
Solidaritätszuschlag

Die Kapitalertragsteuer sowie der darauf entfallende Solidaritätszuschlag sind zeit-
gleich mit einer erfolgten Gewinnausschüttung an den Anteilseigner an das zustän-
dige Finanzamt abzuführen.

Umsatzsteuer⁴ 10.07.2019 15.07.2019 05.07.2019

Sozialversicherung⁵ 29.07.2019 entfällt entfällt
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Zahlungsverzug:  
Höhe der Verzugszinsen

Der Gläubiger kann nach dem Eintritt der 
Fälligkeit seines Anspruchs den Schuldner 
durch eine Mahnung in Verzug setzen. Der 
Mahnung gleichgestellt sind die Klageerhe-
bung sowie der Mahnbescheid.
Einer Mahnung bedarf es nicht, wenn

_für die Leistung eine Zeit nach dem 
Kalender bestimmt ist,

_die Leistung an ein vorausgehendes 
Ereignis anknüpft,

_der Schuldner die Leistung verwei-
gert,

_besondere Gründe den sofortigen 
Eintritt des Verzugs rechtfertigen.

Bei Entgeltforderungen tritt Verzug spätes-
tens 30 Tage nach Fälligkeit und Zugang 
einer Rechnung ein; dies gilt gegenüber 
einem Schuldner, der Verbraucher ist, al-
lerdings nur, wenn hierauf in der Rechnung 
besonders hingewiesen wurde.

Im Streitfall muss allerdings der Gläubiger 
den Zugang der Rechnung (nötigenfalls 
auch den darauf enthaltenen Verbraucher-
hinweis) bzw. den Zugang der Mahnung 
beweisen.

Während des Verzugs ist eine Geldschuld zu 
verzinsen. Der Verzugszinssatz beträgt für 
das Jahr fünf Prozentpunkte bzw. für Rechts-
geschäfte, an denen Verbraucher nicht 
beteiligt sind, neun Prozentpunkte über dem 
Basiszinssatz.

Der Basiszinssatz verändert sich zum 1. 
Januar und 1. Juli eines jeden Jahres um 
die Prozentpunkte, um welche die Bezugs-
größe seit der letzten Veränderung des 
Basiszinssatzes gestiegen oder gefallen ist. 
Bezugsgröße ist der Zinssatz für die jüngste 
Hauptrefinanzierungsoperation der Europäi-
schen Zentralbank vor dem ersten Kalender-
tag des betreffenden Halbjahrs.

T E R M I N E  U N D  A L L G E M E I N E S
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Zeitraum Basiszinssatz Verzugszinssatz

Verzugszinssatz für 
Rechtsgeschäfte ohne 
Verbraucherbeteiligung

01.01. bis 30.06.2016 -0,83 % 4,17 % 8,17 %*

01.07. bis 31.12.2016 -0,88 % 4,12 % 8,12 %

01.01. bis 30.06.2017 -0,88 % 4,12 % 8,12 %

01.07. bis 31.12.2017 -0,88 % 4,12 % 8,12 %

01.01. bis 30.06.2018 -0,88 % 4,12 % 8,12 %

01.07. bis 31.12.2018 -0,88 % 4,12 % 8,12 %

01.01. bis 30.06.2019 -0,88 % 4,12 % 8,12 %

Im Geschäftsverkehr gilt insbesondere Folgendes:

_Vertragliche Vereinbarung von Zahlungsfristen ist grundsätzlich nur noch bis maximal 60 Kalendertage (bei öffentlichen Stellen als 
Zahlungspflichtige maximal 30 Tage) möglich.

_Zahlungsfrist beginnt grundsätzlich zum Zeitpunkt des Empfangs der Gegenleistung.

_Erhöhung des Verzugszinssatzes von acht auf neun Prozentpunkte über dem jeweiligen Basiszinssatz.

_Anspruch auf Verzugszinsen: Bei Vereinbarung einer Zahlungsfrist ab dem Tag nach deren Ende, ansonsten 30 Tage nach Rechnungszu-
gang bzw. 30 Tage nach dem Zeitpunkt des Waren- oder Dienstleistungsempfangs.

_Mahnung ist entbehrlich: Der Gläubiger kann bei Zahlungsverzug sofort Verzugszinsen verlangen, sofern er seinen Teil des Vertrags 
erfüllt hat, er den fälligen Betrag nicht (rechtzeitig) erhalten hat und der Schuldner für den Zahlungsverzug verantwortlich ist.

_Einführung eines pauschalen Schadenersatzanspruchs in Höhe von 40 € für Verwaltungskosten und interne Kosten des Gläubigers, 
die in Folge des Zahlungsverzugs entstanden sind (unabhängig von Verzugszinsen und vom Ersatz externer Beitreibungskosten).

_Abnahme- oder Überprüfungsverfahren hinsichtlich einer Ware oder Dienstleistung darf grundsätzlich nur noch maximal 30 Tage 
dauern.

T E R M I N E  U N D  A L L G E M E I N E S

Aktuelle Basis- bzw. Verzugszinssätze 
ab 1. Januar 2016:
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T E R M I N E  U N D  A L L G E M E I N E S

Termine August 2019

Bitte beachten Sie die folgenden Termine, zu denen die Steuern und Sozialversicherungsbeiträ-
ge fällig werden:

¹ Umsatzsteuervoranmeldungen und Lohnsteueranmeldungen müssen grundsätzlich bis zum 10. des dem Anmeldungszeitraum folgenden Mo-
nats (auf elektronischem Weg) abgegeben werden. Fällt der 10. auf einen Samstag, Sonntag oder Feiertag, ist der nächste Werktag der Stichtag. 
Bei einer Säumnis der Zahlung bis zu drei Tagen werden keine Säumniszuschläge erhoben. Eine Überweisung muss so frühzeitig erfolgen, dass 
die Wertstellung auf dem Konto des Finanzamts am Tag der Fälligkeit erfolgt.

² Bei Zahlung durch Scheck ist zu beachten, dass die Zahlung erst drei Tage nach Eingang des Schecks beim Finanzamt als erfolgt gilt. Es sollte 
stattdessen eine Einzugsermächtigung erteilt werden.

³ Für den abgelaufenen Monat.

⁴ Für den abgelaufenen Monat, bei Dauerfristverlängerung für den vorletzten Monat, bei Vierteljahreszahlern mit Dauerfristverlängerung für das 
abgelaufene Kalendervierteljahr.

⁵ In den Bundesländern und Regionen, in denen der 15.08.2019 ein gesetzlicher Feiertag (Mariä Himmelfahrt) ist, wird die Steuer am 16.08.2019 
fällig.

⁶ Die Sozialversicherungsbeiträge sind einheitlich am drittletzten Bankarbeitstag des laufenden Monats fällig. Um Säumniszuschläge zu vermei-
den, empfiehlt sich das Lastschriftverfahren. Bei allen Krankenkassen gilt ein einheitlicher Abgabetermin für die Beitragsnachweise. Diese müssen 
der jeweiligen Einzugsstelle bis spätestens zwei Arbeitstage vor Fälligkeit (d. h. am 26.08.2019, 0 Uhr) vorliegen. Regionale Besonderheiten bzgl. 
der Fälligkeiten sind ggf. zu beachten. Wird die Lohnbuchführung durch extern Beauftragte erledigt, sollten die Lohn- und Gehaltsdaten etwa 
zehn Tage vor dem Fälligkeitstermin an den Beauftragten übermittelt werden. Dies gilt insbesondere, wenn die Fälligkeit auf einen Montag oder 
auf einen Tag nach Feiertagen fällt.

⁷ In den Bundesländern und Regionen, in denen der 15.08.2019 ein gesetzlicher Feiertag (Mariä Himmelfahrt) ist, endet die Schonfrist am 
16.08.2019..

⁸ In den Bundesländern und Regionen, in denen der 15.08.2019 ein gesetzlicher Feiertag (Mariä Himmelfahrt) ist, endet die Schonfrist am 
13.08.2019.

Steuerart Fälligkeit Ende der Schonfrist bei Zahlung durch

Überweisung¹ Scheck²

Lohnsteuer, Kirchensteu-
er, Solidaritätszuschlag³ 12.08.2019 15.08.2019 09.08.2019

Kapitalertragsteuer, Soli-
daritätszuschlag

Die Kapitalertragsteuer sowie der darauf entfallende Solidaritätszuschlag sind zeit-
gleich mit einer erfolgten Gewinnausschüttung an den Anteilseigner an das zustän-
dige Finanzamt abzuführen.

Umsatzsteuer⁴ 12.08.2019 15.08.2019⁷ 09.08.2019

Gewerbesteuer 15.08.2019⁵ 19.08.2019 12.08.2019⁸

Grundsteuer 15.08.2019⁵ 19.08.2019 12.08.2019⁸

Sozialversicherung⁶ 28.08.2019 entfällt entfällt
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E I N K O M M E N S T E U E R

Tarifermäßigung für die Besteuerung 
von Abfindungen nur bei Auszahlung in 
einem Veranlagungszeitraum

Abfindungen wegen des Ausscheidens 
aus einem Dienstverhältnis können unter 
bestimmten Voraussetzungen ermäßigt 
besteuert werden. Dafür muss es in dem 
betreffenden Veranlagungszeitraum zu einer 
Zusammenballung der Einkünfte kommen 
und in Folge eine erhöhte steuerliche Belas-
tung entstehen.

Bei einer Aufteilung der Abfindung auf zwei 
oder mehrere Jahre wird die Tarifermäßigung 
grundsätzlich nicht gewährt. Unschädlich ist 
es jedoch, wenn im zweiten Jahr nicht mehr 
als 10 % der Gesamtentschädigung gezahlt 
werden.

(Quelle: Urteil des Finanzgerichts Düsseldorf )

Erstattung von Rentenversicherungsbei-
trägen ist steuerfrei

Der Rentenanspruch für eine Regelalters-
rente kann erst nach einer Mindestversiche-
rungszeit von fünf Jahren entstehen. Steu-
erpflichtige, die vorher verbeamtet werden, 
können bereits an die Deutsche Rentenversi-
cherung gezahlte Beiträge zurückfordern.

Das Finanzgericht Düsseldorf hat entschie-
den, dass die Erstattung solcher Rentenver-
sicherungsbeiträge einkommensteuerfrei sei. 
Auch eine Verrechnung des Erstattungsbe-
trags mit den geleisteten Rentenversiche-
rungsbeiträgen (Sonderausgaben) im Zuflus-
sjahr der Erstattung sei nicht zulässig.

Der Bundesfinanzhof muss abschließend 
entscheiden.
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E I N K O M M E N S T E U E R

Keine ermäßigte Besteuerung bei über 
mehrere Jahre angesparten Jahres Boni 
bei einmaliger Auszahlung

Außerordentliche Einkünfte können ermäßigt 
besteuert werden. Hierzu gehören bspw. 
Vergütungen für mehrjährige Tätigkeiten, 
soweit sie sich über mindestens zwei Ver-
anlagungszeiträume erstrecken und einen 
Zeitraum von mehr als zwölf Monaten um-
fassen.

In einem vom Finanzgericht Nürnberg ent-
schiedenen Fall hatte sich ein Arbeitnehmer 
seine jeweils in den Jahren 2004 bis 2010 
verdienten Boni Ansprüche erst 2011 in einer 
Summe auszahlen lassen und beantragte 
die ermäßigte Besteuerung. Das Gericht 
lehnte dies ab, weil es für die Steuerbegüns-
tigung nicht ausreicht, dass der Betrag in 
einer Summe ausgezahlt wird. Erforderlich 
ist vielmehr, dass die Auszahlung auch ein 
zweckbestimmtes Entgelt für eine sich über 
mehrere Jahre erstreckende Tätigkeit ist. Die 
Boni wurden aber in den einzelnen Jahren 
verdient und nur auf Wunsch des Arbeitneh-
mers auf einmal ausgezahlt.

Der Bundesfinanzhof muss möglicherweise 
abschließend entscheiden.

Verlust aus Kapitalvermögen bei Ver-
zicht des Gesellschafters einer Kapital-
gesellschaft auf Darlehn

Das Finanzgericht Rheinland Pfalz hat die 
Frage, ob der Verzicht des Gesellschafters 
einer Kapitalgesellschaft auf eine gegenüber 
der Gesellschaft bestehende Darlehnsforde-
rung zu einem Verlust aus Kapitalvermögen 
führt, dahingehend entschieden, dass ein 
steuerlich anzuerkennender Verlust nur inso-
weit vorliegt, als die Kapitalforderung nicht 
werthaltig ist. Soweit die Forderung werthal-
tig ist, kommt es zu einer verdeckten Ein-
lage in das Vermögen der Gesellschaft. Die 
verdeckte Einlage führt zu nachträglichen 
Anschaffungskosten auf die Beteiligung.

Der Verlust entsteht im Zeitpunkt des Ver-
zichts und nicht erst in dem Zeitpunkt, in 
dem die Anteile an der Kapitalgesellschaft 
veräußert werden.

Hinweis: Der Referentenentwurf des „Ge-
setzes zur weiteren steuerlichen Förderung 
der Elektromobilität und zur Änderung 
weiterer steuerlicher Vorschriften“ sieht 
Änderungen vor, die sich künftig auf die 
Berücksichtigung von Verlusten aus Kapital-
vermögen auswirken könnten.
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E I N K O M M E N S T E U E R

Steuerpflicht von Zinsen aus Lebensver-
sicherungen

Die Gewährung eines zinslosen Darlehns 
führt nicht zu einer steuerschädlichen Ver-
wendung der Darlehnsvaluta eines mit einer 
Lebensversicherung besicherten Darlehns.

Ein Steuerpflichtiger nahm 2008 ein Bank-
darlehn auf. Das Darlehn besicherte er durch 
Abtretung seiner Ansprüche aus einer seit 
1987 bestehenden Rentenversicherung. Den 
Darlehnsbetrag erhielt seine Ehefrau als 
zinsloses Darlehn.

Das Finanzamt meinte, es läge zum Streit-
zeitpunkt eine steuerschädliche Verwendung 
der Darlehnsvaluta vor, weil es zum Erwerb 
einer Forderung verwendet worden sei. Die 
steuerschädliche Verwendung ergebe sich 
daraus, dass die Finanzierungskosten des 
Darlehns zu Werbungskosten oder Betrieb-
sausgaben führen können. Nach Auffassung 
des Finanzamts waren daher die Zinsen aus 

den Sparanteilen der Lebensversicherung 
steuerpflichtig. Das sah der Bundesfinanzhof 
anders.

Die Versicherung des Steuerpflichtigen dien-
te zwar der Sicherung seines Darlehns. Es 
fehlte aber an der weiteren Voraussetzung, 
dass die Finanzierungskosten Betriebsausga-
ben oder Werbungskosten sind. Der Steuer-
pflichtige hatte aus privaten Motiven seiner 
Ehefrau unentgeltlich (zinslos) ein Darlehn 
gewährt. Mangels Einnahmen lag keine 
einkommensteuerbare Tätigkeit vor. Seine 
Refinanzierungskosten sind daher unter 
keinen Umständen Betriebsausgaben oder 
Werbungskosten.

Hinweis: Das Urteil ist zur steuerschädli-
chen Verwendung in der bis zum 31. De-
zember 2004 geltenden Fassung ergangen.
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E I N K O M M E N S T E U E R

Einkünfteerzielungsabsicht: Progno-
sezeitraum bei Überprüfung mittels 
Überschussprognose

Ein Ehepaar übertrug seinem Sohn ein be-
bautes Grundstück. Der Sohn übernahm die 
noch bestehenden Belastungen und räumte 
seinen Eltern ein lebenslanges Wohnrecht 
an einer im Haus befindlichen Wohnung ein. 
Für die Ausübung des Wohnrechts verpflich-
teten sich die Eltern für einen Zeitraum von 
zehn Jahren zur Zahlung eines monatlichen 
Entgelts von 500 €. Danach war das Woh-
nungsrecht unentgeltlich. Das Finanzamt 
erkannte den in der Einkommensteuererklä-
rung des Sohns geltend gemachten Wer-
bungskostenüberschuss bei den Einkünften 
aus Vermietung und Verpachtung mangels 
Einkünfteerzielungsabsicht nicht an.

Der Bundesfinanzhof bestätigte die Auffas-
sung des Finanzamts. Der Sohn hatte bereits 

im Zeitpunkt der Einräumung des dinglichen 
Wohnrechts zugunsten seiner Eltern die 
Absicht, diesen die Wohnung nur befristet 
entgeltlich und später zeitlich unbefristet 
unentgeltlich zur Nutzung zu überlassen. 
In diesem Fall war die Einkünfteerzielungs-
absicht anhand einer Überschussprognose 
begrenzt auf den Zeitraum der entgeltlichen 
Ausübung des dinglichen Wohnrechts zu 
überprüfen. Da die auf diesen Zeitraum 
bezogene Prognoseberechnung keinen 
Totalüberschuss ergab, war der geltend ge-
machte Werbungskostenüberschuss nicht zu 
berücksichtigen.
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Überschusserzielungsabsicht ist bei 
Ferienwohnungen objektbezogen zu 
prüfen

Einkünfte aus Vermietung und Verpach-
tung erzielt, wer unbewegliches Vermögen 
vermietet. Neben einem Miet- oder Pacht-
vertrag verlangt das Gesetz ein bestimmtes 
Objekt, z. B ein Grundstück oder Gebäude, 
auf das sich die Vermietungstätigkeit des 
Steuerpflichtigen bezieht. Die steuerbare 
Vermietungstätigkeit ist stets objektbezogen.

Ebenfalls objektbezogen ist die Über-
schusserzielungsabsicht. Sie ist nur dann 
in Bezug auf mehrere Objekte oder das 
gesamte Grundstück zu prüfen, wenn sich 
auch die Vermietungstätigkeit gleichzeitig 
auf mehrere Objekte oder auf das gesamte 

E I N K O M M E N S T E U E R

Grundstück richtet. Werden hingegen ver-
schiedene, auf einem Grundstück belege-
ne Gebäudeteile jeweils einzeln vermietet, 
bezieht sich die Überschusserzielungsabsicht 
nur auf das jeweilige Objekt.

Entschließt sich ein Vermieter, nach einer 
vorangegangenen dauerhaften Vermietung 
und sich anschließender Sanierungsphase 
eine andere Form der Vermietung, etwa die 
Nutzung als Ferienimmobilie, aufzunehmen, 
ist die Überschusserzielungsabsicht in die-
sem Zeitpunkt neu zu bewerten.

(Quelle: Urteil des Bundesfinanzhofs)
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U M S AT Z S T E U E R

Anforderungen an den Nachweis für 
innergemeinschaftliche Lieferungen

Der Unternehmer muss bei umsatzsteuer-
freien innergemeinschaftlichen Lieferungen 
mit Belegen nachweisen, dass er oder der 
Abnehmer den Liefergegenstand in das 
übrige Gemeinschaftsgebiet befördert oder 
versendet hat. Die Belegnachweispflicht kann 
nach einem Beschluss des Bundesfinanzhofs 
nicht durch Zeugenbeweis ersetzt werden.

Belegnachweise sind in Versendungsfällen 
insbesondere der Frachtbrief, die Beschei-
nigung des beauftragten Spediteurs oder 
die Versandbestätigung des Lieferers. Auch 
der CMR Frachtbrief wird als Belegnachweis 
anerkannt.

Umsatzsteuerlicher Ort der sonstigen 
Leistung unabhängig von den Anfor-
derungen an eine zum Vorsteuerabzug 
berechtigende Rechnung

Der Ort der sonstigen Leistung bestimmt 
sich grundsätzlich nach dem Ort, von dem 
aus der Unternehmer sein Unternehmen 
betreibt. Dies ist der Sitz der wirtschaftlichen 
Tätigkeit.

Aus einer Postanschrift kann nicht auf den 
„Sitz der wirtschaftlichen Tätigkeit eines 
Unternehmens“ geschlossen werden. Die 
Frage nach den Anforderungen an eine zum 
Vorsteuerabzug berechtigende Rechnung im 
Hinblick auf die Angabe der vollständigen 
Anschrift des Leistenden hat keine Bedeu-
tung für die Frage, von wo aus der Unter-
nehmer sein Unternehmen betreibt.

(Quelle: Beschluss des Bundesfinanzhofs)
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E R B S C H A F T -  U N D 
S C H E N K U N G S T E U E R

M I E T E R  /  V E R M I E T E R

Sachverständigengutachten für Grund-
besitzbewertung nicht stets vorrangig

Die Erbin eines freistehenden Einfamilien-
hauses veräußerte das Objekt zeitnah nach 
dem Erbfall für 460.000 €. Mit der Erklärung 
zur Feststellung des Bedarfswerts legte sie 
ein Gutachten vor, wonach eine Gutachterin 
einen Verkehrswert von 220.000 € ermit-
telt hatte. Das zuständige Finanzamt stellte 
eigene Ermittlungen an und setzte den Wert 
mit 320.000 € bei der Erbschaftsteuerfestset-
zung an.

Die Erbin legte unter Hinweis auf das vorge-
legte Gutachten Einspruch ein. In seiner Ein-
spruchsentscheidung erhöhte das Finanzamt 
den Grundbesitzwert auf den tatsächlich 
erzielten Veräußerungspreis von 460.000 €. 
Zu Recht, wie das Niedersächsische Finanz-
gericht bestätigte. Der Wertansatz sei nicht 
zu beanstanden. Der bei einer Veräußerung 
an einen fremden Dritten erzielte Kaufpreis 
für ein Wirtschaftsgut liefert vorliegend den 
sichersten Anhaltspunkt für den gemeinen 
Wert bzw. den Verkehrswert.

Ältere Mieter dürfen nicht gekündigt 
werden

Alter schützt vor Kündigung. Das hat das 
Landgericht Berlin entschieden. Geklagt hat-
ten zwei Senioren, die wegen Eigenbedarfs 
ihre Wohnung verlassen sollten.

Hintergrund der Entscheidung war ein Streit 
über die Räumung und Herausgabe einer 
Wohnung, die von den 87  und 84 jähri-
gen Mietern seit vielen Jahren angemietet 
war. Der Vermieter hatte die Kündigung 
des Mietverhältnisses wegen Eigenbedarfs 
erklärt. Die Mieter hatten der Kündigung 
des Mietverhältnisses unter Hinweis auf ihr 
hohes Alter, ihren beeinträchtigten Gesund-
heitszustand, die langjährige Verwurzelung 
am Ort der Mietsache sowie die für die 
Beschaffung von Ersatzwohnraum zu be-
schränkten finanziellen Mitteln widerspro-
chen.

Das Gericht hat den Mietern einen Anspruch 
auf eine zeitlich unbestimmte Fortsetzung 
des Mietverhältnisses zugebilligt. Diese hät-
ten sich zu Recht darauf berufen, dass der 
Verlust der Wohnung aufgrund des hohen 
Alters eine besondere Härte bedeute. Dabei 
ließ das Gericht offen, ob die behaupteten 
gesundheitlichen Beeinträchtigungen tat-
sächlich bestehen. Ab welchem Alter diese 
Grundsätze anzuwenden sind, ließ das Ge-
richt allerdings offen.
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Ausländische Buchführungspflichten 
können deutsche steuerliche Buchfüh-
rungspflicht begründen

Wer nach anderen Gesetzen als den deut-
schen Steuergesetzen buchführungspflichtig 
ist, muss diese Pflicht auch für die deutsche 
Besteuerung erfüllen. Das gilt selbst dann, 
wenn sich die Buchführungspflicht nach aus-
ländischem Recht ergibt.

Eine Aktiengesellschaft (AG) war nach liech-
tensteinischem Recht buchführungspflich-
tig. Sie besaß im Inland eine vermietete 
Immobilie und war insoweit in Deutschland 
beschränkt körperschaftsteuerpflichtig. Das 
Finanzamt erließ gegen die AG einen Be-

scheid über den Beginn der Buchführungs-
pflicht für den Gewerbebetrieb „Vermietung 
und Verwaltung von Grundbesitz“.

Der Bundesfinanzhof entschied, dass dieser 
Bescheid rechtmäßig war. Er schloss sich 
damit der (nicht unumstrittenen) Rechtsauf-
fassung an, dass auch ausländische Rechts-
normen zur Buchführung im inländischen 
Besteuerungsverfahren verpflichten können.

V E R FA H R E N S R E C H T


